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Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen auf dem Gebiet der deutschen Filmwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Filmwirtschaftsfonds 

(1) Zur Förderung der deutschen Filmwirtschaft 
wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige An- 
stalt des öffentlichen Rechts mit dem Namen „Film- 
wirtschaftsfonds'" errichtet. Die Anstalt gilt mit In- 
krafttreten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Die Anstalt hat die Aufgabe, die Herstellung 
deutscher Filme, deren Qualität und ihre Verbrei- 
tung zu fördern. 

(3) Der Sitz der Anstalt wird vom Verwaltungs- 
rat bestimmt. 

(4) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben kann 
sich die Anstalt der Einrichtungen der Filmwirt- 
schaft bedienen. 

§ 2 

Organe der Anstalt 

(1) Organe der Anstalt sind 

1. der Vorstand, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. der Verwaltungsrat. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, eine 
Satzung. 

§ 3 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Personen. 
Die Mitglieder des Vorstandes werden auf Vor- 
schlag des Aufsichtsrates vom Verwaltungsrat für 
die Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt. Eine 
wiederholte Bestellung ist zulässig. Der Verwal- 
tungsrat kann die Bestellung widerrufen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt 
in eigener Verantwortung nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrates und des Verwaltungs- 
rates. Er stellt den Haushaltsplan auf und legt die 
Jahresrechnung vor. 

(3) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Erklärungen sind für die An- 
stalt verbindlich, wenn sie entweder von beiden 


Mitgliedern des Vorstandes oder von einem Mit- 
glied des Vorstandes gemeinschaftlich mit einem 
bevollmächtigten Vertreter abgegeben werden, 

(4) Ist eine Willenserklärung der Anstalt gegen- 
über abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber 
einem Mitglied des Vorstandes. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes und deren 
Ehefrauen dürfen in der Filmwirtschaft weder ein 
Handelsgewerbe betreiben noch für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte tätigen. Sie dürfen sich 
nicht an einer Handelsgesellschaft als Gesellschafter 
beteiligen, die auf dem Gebiet der Filmwirtschaft 
tätig ist. Sie dürfen auch keiner anderen Einrichtung 
auf dem Gebiet des Filmwesens angehören. 

§ 4 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitglie- 
dern. 

(2) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der je- 
weilige Vorsitzende des Verwaltungsrates. Der Be- 
auftragte des Bundesministers für Wirtschaft und 
des Bundesministers des Innern im Verwaltungsrat 
gehören dem Aufsichtsrat an. Die weiteren Mit- 
glieder des Aufsichtsrates wählt der Verwaltungs- 
rat mit Zweidrittelmehrheit aus seiner Mitte für die 
Dauer ihrer Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. 

(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Tätigkeit des 
Vorstandes. Er wirkt an Entscheidungen des Vor- 
standes mit, soweit das Gesetz es vorsieht. Der 
Aufsichtsrat kann die Einberufung des Verwaltungs- 
rates verlangen. 

(4) Der Aufsichtsrat beschließt über die Dienst- 
verträge mit den Vorstandsmitgliedern. Der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates vertritt die Anstalt beim 
Abschluß der Dienstverträge und bei der Vor- 
nahme sonstiger Rechtsgeschäfte mit den Vor- 
standsmitgliedern sowie bei Rechtsstreitigkeiten 
zwischen der Anstalt und den Vorstandsmitgliedern 
und setzt die Frist für die Vorlage der Jahresrech- 
nung, 

(5) Der Aufsichtsrat ist bei Anwesenheit von 
vier Mitgliedern beschlußfähig. Er beschließt mit 
einfacher Mehrheit, Bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 
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§ 5 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dreiundzwan- 
zig Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus: 

1. fünf Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages, 

2. je einem Vertreter des Bundesministers 
für Wirtschaft, des Innern und des Aus- 
wärtigen, 

3. vier Vertretern des Zentralverbandes der. 
Deutschen Filmtheater e. V., 

4. drei Vertretern des Verbandes Deutscher 
Film- und Fernsehproduzenten e. V., 

5. zwei Vertretern des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
exporteure e. V., 

7. einem Vertreter des Verbandes Tech- 
nischer Betriebe für Film und Fernsehen 
e. V., 

8. einem Vertreter der Deutschen Union der 
Filmschaffenden, 

9. je einem Beauftragten der evangelischen 
und katholischen kirchlichen Filmarbeit, 

10. dem Vorsitzenden des Überwachungsaus- 
schusses der Freiwilligen Selbstkontrolle 
der Filmwirtschaft. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Mitglieder 
werden vom Deutschen Bundestag, die in Absatz 1 
Nr. 3 bis 8 bezeichneten Mitglieder werden auf Vor- 
schlag der dort bezeichneten Verbände vom Bundes- 
minister für Wirtschaft berufen. 

(3) Die nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 3 bis 8 Be- 
rufenen haben dem Bundesminister für Wirtschaft 
binnen vierzehn Tagen nach Zugang der Mitteilung 
über die Berufung zu erklären, ob 'sie die Berufung 
annehmen. 

(4) Die Berufung erfolgt für die Dauer von zwei 
Jahren; die Wiederberufung ist zulässig. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest seiner 
Berufungszeit ein Nachfolger zu berufen. Das Nä- 
here regelt die Satzung. 

(5) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei Jahre aus 
seiner Mitte den Vorsitzenden und den stellvertre- 
tenden Vorsitzenden. 

(6) Der Verwaltungsrat wird erstmalig vom Bun- 
desminister für Wirtschaft alsbald nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes einberufen. 

(7) Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
grundsätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich 
der Anstalt gehören. Er stellt Richtlinien auf, so- 
weit diese zur Durchführung dieses Gesetzes erfor- 
derlich sind. Beschlüsse nach Satz 1 bedürfen einer 
Zweidrittelmehrheit, ebenfalls die Aufstellung und 
Abänderung von Richtlinien nach Satz 2, soweit sie 


sich mit der Zuerkennung und Gewährung von För- 
derungshilfen befassen. 

(8) Der Verwaltungsrat stellt den vom Vorstand 
aufgestellten Haushaltsplan fest. Der Haushaltsplan 
bedarf der Genehmigung des Bundesministers für 
Wirtschaft. 

(9) Der Verwaltungsrat beschließt ferner in den 
ersten fünf Monaten jedes Haushaltsjahres über die 
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates. 

(10) § 4 Abs. 5 ist, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes vorgesehen ist, entsprechend anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß der Verwaltungsrat bei An- 
wesenheit von zwölf Mitgliedern beschlußfähig ist. 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 

§ 6 

Förderungshilfen 

(1) Die Anstalt gewährt im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel auf Antrag Förde- 
rungshilfen nach Maßgabe der §§ 7 bis 12 und den 
hierzu vom Verwaltungsrat zu erlassenden Richt- 
linien an die Hersteller deutscher Filme und die in 
§ 12 bezeichneten Einrichtungen. 

(2) Förderungshilfen dürfen nur für Filme ge- 
währt werden, die nicht früher als ein Jahr vor In- 
krafttreten des Gesetzes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erstaufgeführt worden sind. Förde- 
rungshilfen erhalten Filme nur innerhalb von zwei 
Jahren seit ihrer Erstaufführung. 

(3) Zu fördern sind nur solche Filme, die nicht 
gegen die freiheitliche und demokratische Grund- 
ordnung oder das Sittengesetz veirstoßen, den 
Schutz von Ehe und Familie beeinträchtigen, das 
religiöse Empfinden verletzen oder geeignet sind, 
verrohend zu wirken. 

(4) Die Gewährung des Grundbetrages erfolgt 
durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts- 
rates. Auf Antrag eines Mitgliedes des Aufsichts- 
rates entscheidet über die Gewährung des Grund- 
betrages der Verwaltungsrat mit absoluter Mehr- 
heit. Des weiteren entscheidet der Verwaltungsrat 
über die Gewährung der Zusatzbeträge mit absolu- 
ter Mehrheit. Erhebt ein Mitglied des Aufsichtsra- 
tes oder defs Verwaltungsrates Einspruch gegen die 
Gewährung der Förderungshilfen auf Grund des 
Absatzes 3, so entscheidet der Verwaltungsrat mit 
Zweidrittelmehrheit. 

(5) Die Gewährung der Förderungshilfen ist an 
Auflagen zu knüpfen, die sicheristellen, daß der 
Verwendungszweck erreicht wird und die mit Mit- 
teln des Grundbetrages (§ 7) oder des Zusatzbetra- 
ges (§ 8) hergestellten Filme zu keinen höheren als 
den bei Inkrafttreten des Gesetzes für deutsche 
Filme üblichen Filmmieten vermietet werden. 
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§ 7 

Grundbetrag 

(1) Im Rahmen der Grundbetragsförderung sollen 
bis 70 programmfüllende deutsche Filme (35-Milli- 
meter-Filme über 1600 Meter oder 16-Millimeter- 
Filme von 660 Meter Länge und mehr) gefördert 
werden. Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
programmfüllenden deutschen Filmes eine Förde- 
rungshilfe als Grundbetrag von 150 000 Deutsche 
Mark. 

(2) Der Grundbetrag wird zuerkannt, sobald der 
Hersteller nachweiist, daß die Bruttoverleiheinnah- 
men des Filmes im Inland den zweifachen Grund- 
betrag erreicht haben. Von dieser Voraussetzung 
kann abgesehen werden, wenn der Film eine öffent- 
lich anerkannte und in den Richtlinien näher be- 
zeichnete Qualitätsauszeichnung erhalten hat. 


(3) Die Anstalt kann die Zahlung der Beträge 
versagen, 

1. wenn die ordnungsmäßige Finanzierung 
der Herstellung neuer Filme nicht gewähr- 
leistet ist, 

2. wenn bei der Herstellung und Finanzie- 
rung die Grundsätze sparsamer Wirt- 
schaftsführung verletzt werden, 

3. wenn die vorhandenen Eigenmittel nicht 
in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Kosten des Vorhabens stehen, 

4. soweit die Förderungshilfen 40 vom Hun- 
dert der Herstellungskosten des neuen 
Filmes übersteigen würden. 

§ 10 

Rückzahlungspflicht 


§ 8 

Zusatzbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt ferner den in § 7 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern eine zusätzliche Förde- 
rungshilfe (Zusatzbetrag). 

(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei Mo- 
nate nach Schluß des Kalenderjahres die für die 
Zahlung von Zusatzbeträgen zur Verfügung ste- 
hende Summe fest. Diese Summe ist den in § 7 
Abs. 1 bezeichneten Herstellern entsprechend den 
ihrem Film im Kalenderjahr zuerkannten öffent- 
lichen Auszeichnungen zuzuteilen. Als öffentliche 
Auszeichnung gilt auch die Bezeichnung „guter Un- 
terhaltungsfilm". Die Höhe der Zusatzbeträge, die 
Merkmale und die Bewertung der öffentlichen Aus- 
zeichnungen sowie die Bezeichnung „guter Unter- 
haltungsfilm" werden durch Richtlinien festgelegt. 
Die Bezeichnung „guter Unterhaltungsfilm" wird 
auch ausländischen Filmen erteilt. 


§ 9 

Auszahlung der Förderungshilfen 

(1) Grund- und Zusatzbetrag sind von dem Her- 
steller innerhalb von zwei Jahren nach Zuerkennung 
des Zusatzbetrages in vollem Umfang für die Finan- 
zierung neuer programmfüllender deutscher Filme 
zu verwenden. Auf Antrag kann die Anstalt in Aus- 
nahmefällen gestatten, daß die Beträge zur Beglei- 
chung der Herstellungskosten eines begünstigten 
Filmes verwendet werden, wenn und soweit die Ein- 
spielergebnisse dieses Filmes auch unter Berücksich- 
tigung der wirtschaftlichen Lage des Herstellers 
nicht genügen, um die Herstellungskosten dieses 
Filmes zu decken. 

(2) Die Anstalt zahlt Förderungshilfen an den 
Hersteller des begünstigten Filmes, sobald dieser 
durch Vorlage eines Finanzierungsplans und sonsti- 
ger für die Beurteilung neuer Filmvorhaben wesent- 
licher Unterlagen nachweist, daß die ihm zuerkann- 
ten Förderungshilfen eine den Bestimmungen dieses 
Gesetzes entsprechende Verwendung finden. 


(1) Der Hersteller ist zur Rückerstattung der ihm 
ausgezahlten Förderungshilfen verpflichtet, 

1. soweit sie zur Finanzierung eines Filmes 
verwendet worden sind, der den Grund- 
sätzen des § 6 Abs. 3 nicht entspricht, 

2. wenn die Auszahlung auf Grund unrich- 
tiger Angaben über wesentliche Auszah- 
lungsvoraussetzungen erfolgt ist. 

(2) Uber die Rückerstattung entscheidet der Ver- 
waltungsrat. 


§ 11 

Kinder- und Jugendfilme, Kurzfilme 

(1) Die Anstalt gewährt den Herstellern deutscher 
Kurzfilme sowie nicht programmfüllender deutscher 
Kinder- und Jugendfilme Förderungshilfen. Ihre 
Höhe bestimmt sich nach den öffentlichen Anerken- 
nungen, die diesen Filmen im Kalenderjahr zuerkannt 
worden sind. Die Bewertung der Anerkennung ist in 
den vom Verwaltungsrat zu erlassenden Richtlinien 
festzulegen. Im übrigen finden §§ 9 und 10 entspre- 
chende Anwendung. 

(2) Jeder mit Förderungsmitteln (§§ 7 und 8) die- 
ses Gesetzes hergestellte programmfüllende Film mit 
einer Länge unter 3000 Metern ist für die Dauer sei- 
ner Auswertung im Erstmonopol mit einem noch 
auszuwertenden neuen deutschen Kurzfilm, der eine 
öffentlich anerkannte Auszeichnung trägt, zwecks 
gemeinsamer Aufführung zu verbinden. 

§ 12 

Werbung für den deutschen Film im Ausland 

Die Anstalt kann Einrichtungen der Filmwirtschaft 
Mittel zur Werbung für den deutschen Film im Aus- 
land zur Verfügung stellen. 

§ 13 

Beitrag 

(1) Die Anstalt erhebt zur Beschaffung der für die 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel 
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von den Filmherstellern, den Filmverleihern und den 
Filmtheaterbesitzern einen Beitrag der gemeinschaft- 
lich aufgebracht wird, und zwar gemäß dem Hundert- 
satz, mit dem sie jeweils an den Einnahmen teil- 
haben. Die Beitragsbclastung einer Gruppe (Film- 
hersteller, Verleiher, Theaterbcsitzer) darf nicht auf 
eine andere ganz oder teilweise abgewälzt werden. 
Die Erhebung erfolgt in der Weise, daß der Film- 
theaterbesitzer 5 vom Hundert der Einnahmen aus 
allen gewerblichen Filmvorführungen innerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, die nach Abzug 
der Vergnügungssteuer verbleiben, als gemeinschaft- 
lichen Beitrag von Filmtheaterbesitzern, Verleihern 
und Filmherstellern an die Anstalt abführt. Die Ver- 
pflichtung zur Entrichtung des Beitrages entfällt für 
die Beitragsschuldner, wenn die Einnahmen eines 
Filmtheaters aus gewerblichen Filmvorführungen im 
laufenden Kalenderjahr 200 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt 
durch Rechtsverordnung die erforderlichen Bestim- 
mungen über die Festsetzung, die Erhebung und die 
Beitreibung des Beitrages sowie über dessen Stun- 
dung, Ermäßigung und Erlaß. In begründeten einzel- 
nen Härtefällcn, in denen die Einnahmen eines 
Filmtheaters aus gewerblichen Filmvorführungen 
200 000 Deutsche Mark jährlich geringfügig über- 
schreiten und in denen die Entrichtung des vollen 
Beitrages im Vergleich zu den beitragsfreien Film- 
theatern unbillig wäre, ist der Beitrag so zu mindern, 
daß auf die Erhebung des vollen Beitrages stufen- 
weise übergeleitet wird. 

(3) Beiträge für gewerbliche Filmvorführungen, 
die nach dem 31. Dezember 1970 sLattfinden, werden j 
nicht erhoben. 

§ 14 

Auskunftspflicht 

(1) Die Anstalt kann die Erteilung von Auskünf- 
ten und die Vorlage von Unterlagen verlangen, die 
erforderlich sind, um 

1. die Beiträge zu bemessen und deren voll- 
ständige Abführung zu überprüfen, 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
von Förderungshilfen festzustellcn, 

3. die vorgeschriebene Verwendung von För- 
derungshilfen zu überwachen. 

Auskunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 1 ist, wer ein 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenes Film- 
theater, Verleihunternehmen oder Herstellungs- 
unternehmen betreibt, auskunftspflichtig nach Satz 1 
Nr. 2 oder 3 ist, wer einen Antrag auf Gewährung 
einer Förderungshilfe nach §§ 6 bis 8 und 11 stellt 
oder eine Auszahlung der Förderungshilfe gemäß 
§ 9 beantragt. 

(2) Die von der Anstalt beauftragten Personen 
können zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
Grundstücke, Betriebsanlagen und Geschäftsräume 
der Auskunftspflichtigen betreten, dort Besichtigun- 
gen und Prüfungen vornehmen und Unterlagen ein- 
sehen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 


Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Bei juristischen Personen und Personen- 
handelsgesellschaften haben die nach Gesetz, Gesell- 
schaftsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen die Pflichten nach Absatz 1 zu er- 
füllen und Maßnahmen nach Absatz 2 zu dulden. 

(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(5) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu erteilen oder 
entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann die 
Anstalt die für die Beitragsfestsetzung erforderlichen 
Feststellungen im Wege der Schätzung treffen. Wei- 
gert sich ein Auskunftspflichtiger, eine Auskunft 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 zu erteilen oder 
entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann die 
Anstalt die Gewährung der in diesem Gesetz vor- 
gesehenen Leistungen ablehnen oder schon ge- 
währte Leistungen zurückverlangen. 

§ 15 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt 

(1) Der Verwaltungsrat stellt jährlich vor Beginn 
des Haushaltsjahres einen Haushaltsplan nach den 

j Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Finanzgebarung fest. Darin sind — nach Zweck- 
bestimmung und Ansatz getrennt — alle voraus- 
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben der Anstalt im 
kommenden Haushaltsjahr zu veranschlagen. Der 
Haushaltsplan muß in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen sein. Das Vermögen und die Schulden 
sind in einer Anlage des Haushaltsplans nachzu- 
weisen. Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat den 
Entwurf des Haushaltsplans rechtzeitig vorzulegen. 

(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die Be- 
träge fcstzulegen, die für die einzelnen in diesem 
Gesetz vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Ver- 
wendung finden sollen. Dabei ist davon auszugehen, 
daß die Mittel zur Förderung der programmfüllen- 
den Filme zu den Mitteln zur Förderung der Kinder- 
und Jugendfilme sowie der Kurzfilme im Verhältnis 
von 90 zu 10 vom Hundert stehen sollen. 

(3) Der Haushaltsplan ist sparsam und wirtschaft- 
lich auszuführen. Im Haushaltsplan nicht ver- 
anschlagte Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Verwaltungsrates. Die Zustimmung darf nur dann 
erteilt werden, wenn die Anstalt zu den Ausgaben 
unmittelbar kraft Gesetzes verpflichtet ist oder die 
Verpflichtung zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben der Anstalt begründet worden ist und für die 
Ausgabe ein unvorhergesehenes und unabweisbares 
Bedürfnis vorliegt. Bei Bedarf kann ein Nachtrags- 
haushalt aufgestellt werden; Absatz 1 findet ent- 
sprechende Anwendung. Ist bis zum Schluß eines 
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Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende 
Jahr noch nicht festgestellt, so bedürfen yVusga'ben 
der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(4) Der Vorstand hat über alle Einnahmen und 
Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schul- 
den der Anstalt und deren Veränderungen im abge- 
laufenen Haushaltsjahr Rechnung zu legen. Die 
Rechnung ist dem Bundesminister für Wirtschaft 
vorzulegen. 

(5) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft. Die 
Prüfer werden von dem Bundesminister für Wirt- 
schaft bestellt. Die Prüfung ist nach Richtlinien aus- 
zuführen, die der Bundesminister für Wirtschaft 
erläßt. Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat 
und dem Bundesminister für Wirtschaft vorzulegen. 

(6) Das Nähere über die Aufstellung und Ausfüh- 
rung des Haushaltsplans, das Kassen- und Rech- 
nungswesen, die Rechnungslegung und die Prüfung 
der Rechnung der Anstalt bestimmt eine Satzung 
der Anstalt {Finanzordnung). Bis zum Inkrafttreten 
der Satzung finden die Vorschriften der Abschnitte II 
und HI der Reichshaushaltsordnung entsprechende 
Anwendung. 

(7) Abschnitt I des Gesetzes zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 235) und die Verordnung über die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung während 
des Krieges vom 5. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. II 
S. 139) finden auf die Anstalt keine Anwendung. 

§ 16 

Satzungen 

Die Satzungen der Anstalt werden vom Verwal- 
tungsrat beschlossen. Der Beschluß bedarf der Zu- 
stimmung der Mehrheit aller Mitglieder. Die Sat- 
zungen bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft. 

§ 17 
Aufsicht 

(1) Die Anstalt untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministers für Wirtschaft. Die Aufsicht beschränkt 
sich auf die Rechtmäßigkeit der Betätigung der An- 
stalt. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, Anordnungen 
zu treffen, um den Geschäftsbetrieb der Anstalt mit 
dem geltenden Recht in Einklang zu halten. 


(2) Die Anstalt ist verpflichtet, der Aufsichts- 
behörde jederzeit Auskunft über ihre Tätigkeit zu 
erteilen. 

(3) Kommt die Anstalt den ihr obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht nach, so ist die Aufsichtsbehörde 
befugt, die Aufgaben durch einen besonderen Beauf- 
tragten durchführen zu lassen oder sie selbst durch- 
zuführen. 

§ 18 

Umsatzsteuerpräferenz 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Sech- 
zehnte Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgcsetzbl. I 
S. 156) wird wie folgt ergänzt: 

In § 4 wird folgende Ziffer 30 angefügt: 

„30. die Vorstellungen der Filmtheater, wenn bei 
den Vorstellungen programmfüllende Filme 
gezeigt werden, die von der Filmbewertungs- 
stelle Wiesbaden als „wertvoll" oder „beson- 
ders wertvoll" oder die als „gute Unterhal- 
tungsfilme" im Sinne des § 8 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
deutschen Filmwirtschaft vom . . . 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. . . .) anerkannt worden sind. 
Die Befreiung tritt nur ein, soweit das Entgelt 
für die Leistung in der Zahlung eines Eintritts- 
preises besteht. Der Nachweis für die Steuer- 
freiheit ist durch die laufende Aufzeichnung 
der in den einzelnen Vorstellungen gespielten 
Programme sowie durch Bescheinigungen der 
die Prädikate erteilenden Stellen zu führen." 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 20 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. September 1965 in Kraft. 
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